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„Scharfes Zupacken erforderlich!“
Rede Groeners auf der Konferenz der Innenminiſter

Berlin, 18. November.
Reichsinnenminiſter Groener hielt auf der Konferenz

der Innenminiſter eine Rede, in der er u. a. ausführte:
Die Verteilung der Exekutive auf die Länder gibt in weit
gehendem Maße die Möglichkeit, den beſonderen Verhält
niſſen in den Ländern Rechnung zu tragen. Das Vertrauen
zum Staat iſt dem Deutſchen untrennbar verbunden mit
dem Bewußtſein ſeiner engeren landsmannſchaftlichen Zu
gehörigkeit. Soll die Trennung von Legislative und Exeku
tive unſere Aufgaben fördern, dann muß ſie allerdings mit
einer engen vertrauensvollen Zuſammenarbeit von Reich
und Ländern verbunden ſein.

Sicherung des Staates
Die ſchweren Gefahren, von denen Reich und Länder

gegenwärtig bedroht ſind, erfordern die entſchloſſene und
unerſchütterliche Zuſammenfaſſung des Willens von Reich
und Ländern, um ſo mehr, je bedrohlicher die Entwicklung
ſich geſtalten ſollte. Es gilt, den Staat gegen alle Erſchütte-
rungen zu ſichern und gewaltſame Auseinanderſetzungen
zwiſchen politiſchen Gegnern rückſichtslos zu unkerdrücken.

Ueberwindung der Kriſenſtimmung.
Die Mittel dazu gewähren die Notverordnungen. Es

geht nicht nur um den inneren Beſtand des Staates und
ſeiner Verfaſſung, ſondern auch um die Außenpolitik in
einem Augenblick, wo die allerſchwierigſten Entſcheidungen
auf dem Spiele ſtehen. Aber auch auf dem Gebiet der
Wirtſchaftspolitik ſind Fortſchritte zur Geſundung nur zu
erzielen, wenn es uns gelingt, die Kriſenſtimmung der Be
völkerung zu überwinden und das ſchwindende Vertrauen

Zur Staatsführung wieder zu ſtärken. Polizeiliche Maß
nahmen können aber nur den Weg offenhalten für die
verfaſſungsmäßige Entwicklung der politiſchen Zuſtände.

Krikik und politiſche Bekätigung iſt niemandem im
Deutſchen Reich verwehrt.

Die ehrliche und anſtändige Auseinanderſetzung mit dem
politiſchen Gegner ſoll nicht unterbunden werden. Wer
immer zur Mitarbeit am Wiederaufbau bereit iſt, ſoll ohne
parteipolitiſche Vorurteile dazu willkommen ſein.

Das Ziel der Staatspolitik.
Die Staatsführung darf ſich nicht von Erwägungen der

Parkeipolitik leiten laſſen; es gibt nur ein Ziel der Staats
politik: die Erhaltung und den Wiederaufbau des Reiches
Wer ſich dieſem Ziel mit Gewalt oder mit den Mitteln der
Beſchimpfung der Staaktsorgane entgegenſtellt, gegen den
ſollen die Maßnahmen der Verordnungen des Reichspräſi
denken angewandt werden.

Das in der letzten Miniſterbeſprechung von vielen Sei
ten geforderte Verbot von Verſammlungen unter freiem
Himmel von Reichs wegen ſei insbeſondere von bayeriſcher
Seite abgelehnt worden. Nach den bekannten Braunſchwei-
ger Vorkommniſſen ſei in der Oeffentlichkeit ſehr lebhaft das
Verlangen nach einem Verbot von Reichs wegen erhoben
worden. Jnzwiſchen habe die überwiegende Zahl der Län
derregierungen ein allgemeines Verſammlungs und Um
zugsverbot erlaſſen

Gegen die Mordſeuche.
In erſter Linie ſei gegenüber den Terrorakten, Morden

und anderen Gewalkkätigkeiten an politiſchen Gegnern, die
zu einer Kulturſchande für Deutſchland geworden ſind, ein
ſchärferes Zupacken unbedingt erforderlich.

Es ſei unbedingt erforderlich, daß Polizei und Juſtiz
behörden alles tün, um weitere ſolche Terrorakte zu ver
hüten oder die Täter einer raſchen und harten Beſtrafung
zuzuführen. Hier müſſe mit aller Energie zugegriffen wer
den. Es müßten in dieſer Beſprechung Maßnahmen erörtert
werden, durch welche dieſer Mordſeuche entgegengetreten
werden könne. Der Reichspräſident habe ihn gebeten, den
politiſchen Mordtaten ſeine beſondere Aufmerkſamkeit zu
zuwenden. Er gebe dieſe Bitte an die Jnnenminiſter weiter.
Der Miniſter fuhr dann wörtlich fort:

Verhinderung der Zerſetzungstätigkeit.
„Außerdem habe ich von Herrn Hikler umfangreiches

Material darüber erhalten, das ich ſorgfältig prüfen und
den Landesregierungen zur Kenntnis bringen werde. Eine
beſondere Aufmerkſamkeit verdient weiter die von der
Kommuniſtiſchen Parkei bekriebene Ferſetzungskätigkeit in
Reichswehr und Polizei. Breſchen, die hier in das Skaaks
gefüge geſchlagen werden, können von ungabſehbaren Folgen
ſein. Wir können uns nicht damit zufrieden geben, daß bis
jetzt ſolche Zerſetzungsverſuche an dem feſten Gefüge von
Reichswehr und Polizei abgeprallt ſind. Unſere Aufgabe
muß es fein, ſolche Verſuche zu verhindern. Ich habe kürz

(lich beim preußiſchen Innenminiſter angeregt, der kommu
niſtiſchen Zerſetzungsarbeit durch zenkrale polizeiliche Ab
wehrmaßnahmen enkgegenzuwirken.“

Nach den einleitenden Ausführungen des Reichsinnen
miniſters fand eine allgemeine und eingehende Ausſprache
ſtatt. Die Innenminiſter der einzelnen Länder gaben einen
Ueberblick über die politiſche Situation in ihren Ländern.

Die Ausſprache ergab die einmütige Auffaſſung über

die Rokwendigkeit, dem politiſchen Terror, von welcher Seite
er auch kommen mag, mit allen zu Gebote ſtehenden Mitteln
enkgegenzukreken.

Erneutes GSinken der Golddecke.
Erläukerungen zum Reichsbankgusweis vom 14. November.

Nach dem Ausweis der Reichsbank vom 14. Novem
ver 1931 hat ſich in der verfloſſenen Bankwoche die ge
ſamte Kapikalanlage der Bank in Wechſeln und Schecks,
Lombards und Effekten um 47,7 Mill. auf 3997,6 Mill.
Mark verringerk.

An Reichsbanknoten und Rentenbankſcheinen zuſam
men ſind 88,9 Mill. Mark in die Kaſſen der Reichsbank zu
rückgefloſſen, und zwar hat ſich der Umlauf an Reichsbank-
noten um 88,1 Mill. auf 4453,5 Mill. Mark, derjenige an
Rentenbankſcheinen um 0,8 Mill. auf 413,5 Mill. Mark
verringert. Dementſprechend haben ſich die Beſtände der
Reichsbank an Rentenbankſcheinen auf 14,0 Mill. Mark
erhöht. Die fremden Gelder zeigen mit 406,8 Mill. Mark
eine Zunahme um 7,9 Mill. Mark.

Die Beſtände an Gold und deckungsfähige Deviſen ha
ben ſich um 72,2 Mill. auf 1189,8 Mill. Mark vermindert.
Im einzelnen haben die Goldbeſtände um 63,3 Mill. auf
1038,0 Mill. Mark und die Beſtände an deckungsfähigen
Deviſen um 8,9 Mill. auf 151,8 Mill. Mark abgenommen.
Die Deckung der Noten durch Gold und deckungsfähige De
re bekrägt 26,7 Prozent gegen 27,8 Prozent in der Vor
woche.

Deviſenbewirtſchaftung.
Erleichterungen des Geldverkehrs im Grenzgebiek.

Jm Grenzgebiet ſind neue Erleichterungen geſchaffen
worden, die u. a. vorſehen, daß die Eintragungspflicht in
den Reiſepaß bei Umwechſelung von Beträgen bis zu 30
Mark wöchentlich durch Geldanſtalten in Grenzorten ent
fällt, desgleichen bei Beträgen bis zu 50 Mark im Um
wechſelungsverkehr in den Eiſenbahnzügen.

Ohne Genehmigung der Deviſenbewirkſchaftungsſtellen
iſt die Umwechſelung von Geldbeträgen für eingeführke Wa-
ren durch ausländiſche Beſucher im Bekrage von 200 Mark
für jeden Markttag, ſowie im Bekrage von 1000 Mark für
Perſonen geſtatkekt, die ihren Wohnſitz im ausländiſchen
Grenzgebiet haben und regelmäßig Bezüge aus inländiſcher
Quelle beziehen.

Ferner iſt die Umwechſelung von Beträgen durch in
ausländiſchem Grenzgebiet anſäſſige Perſonen, wenn die
Beträge aus dem Jnland ſtammen, bis zum Betrage von
500 Reichsmark je Monat geſtattet.

Weitere Exportſteigerung.
383 Millionen RM Ausfuhrüberſchuß im Oktober.

Berlin, 17. November.
Die deukſche Handelsbilanz zeigt im Oktober einen

Ausfuhrüberſchuß von 383 Millionen RM. Unter Berück
ſichtigung der Reparakionsſachlieferungen, die 12,9 Millio-
nen RM betkrugen, erhöht ſich der Ausfuhrüberſchuß auf
395,9 Millionen RM. Die Ausfuhr iſt werkmäßig von 812
auf 866 Millionen RM oder um 6,7 Prozent geſtiegen. Die
Ausfuhrerhöhung enkfällt nahezu vollſtändig auf Ferkig-

deren Ausfuhr um 48 Millionen RM zugenom-
men hat.

Auswirkungen der Währungsentwertung in England
und in anderen Ländern auf den deutſchen Außenhandel
können aus den Geſamtzahlen der Oktoberſtatiſtik nicht er
ſehen werden. Jedoch deutet der bei einzelnen Ein und
Ausfuhrwaren, wie zum Beiſpiel bei der Einfuhr von
Kohle und Baumwollgeweben, ferner bei der Ausfuhr von
Geweben aus Seide und Kuünſtſeide feſtzuſtellende Rückgang
der Durchſchnittswerte auf ſolche Wirkungen hin. Die an
ſich von den Währungsentwertungen ausgehenden ungün-
ſtigen Folgen für die Mengengeſtaltung der Ausfuhr ſind
im übrigen möglicherweiſe durch eine im Hinblick auf neue
Zollmaßnahmen im Ausland. vorgenommene Vorausfuhr
und durch beſchleunigte Abrufe zunächſt ausgeglichen wor-
den. Die Einfuhr iſt wertmäßig von 448 auf 483 Millio
nen RM, alſo um 7,8 Prozent geſtiegen. Die Zunahme
entfällt ausſchließlich auf Lebensmittel und Fertigwaren.

Beſchleunigung der Siedlungen.
Maßnahmen des preufziſchen Skagkskommiſſars.

Berlin, 17. November.
Der neuernannke Skaatskommiſſar für land wirtſchaft

liche Siedlung in Preußen, Bollerk, hat zwei Verordnungen
erlaſſen, die der Erleichkerung, Beſchleunigung und Ver-
uns des Verfahrens bei Siedlungsankrägen dienen
ollen.

Nach dieſen Verordnungen iſt der Vorſteher des Kul
turamtes für die Erteilung der Anſiedlungsgenehmigung in
allen Fällen zuſtändig. Er ſetzt auch feſt, ob und in welchem
Maße der Antragſteller zu den Leiſtungen oder zu den
Koſten beizutragen hat, die durch die Aenderung oder Neu
ordnung der Gemeinde-, Schul und Kirchenverhältniſſe ſo
wie für Anlagen im öffentlichen Intereſſe erforderlich wer

den In dringenden Fällen kann er die Anſiedlungsgeneh-
migung unter Vorbehalt erteilen.

Die Arbeitszeitverkürzung.
Enkſprechende Maßnahmen in vier Ländern.

Genf, 17. November.
Das Jnkernationale Arbeiksamt, deſſen Verwaltungsrat

ſich kürzlich mit der Frage der Arbeikszeitverkürzung über
den Achkſtundenkag hinaus beſchäftigte, teilt mit, daß bis
jetzt vier Staaten entſprechende Maßnahmen ergriffen hät
ken, nämlich Deutſchland, die Freie Stadt Danzig, Poler
und die Tſchechoſlowakei.

Jn Deutſchland gibt die Notverordnung vom 5. Juni
1931 die Möglichkeit einer Einführung der 40ſtündigen Ar
beitswoche in einzelnen Jnduſtriezweigen. Danzig hat die
40ſtündige Arbeitswoche in der Staats- und Kommunal-
verwaltung eingeführt. Jn Polen wurde die Ermächtigung
der Regierung, die Arbeitszeit zu verlängern, in der Weiſe
erweitert, daß ſie auch herabgeſetzt werden kann. Jn der
Tſchechoſlowakei iſt ein Geſetz in Vorbereitung, das die
Arbeitszeit auf 40 Stunden wöchentlich nach oben begrenzt.

Lohnver handlungen an der Ruhr.
Die Erklärungen der Parkeien.

Eſſen, 18. November
Für den Zechenverband würde zu Beginn der Lohn

verhandlungen durch Generaldirektor Dr. Wiskott eine Er
klärung abgegeben, in der es u. a. heißt: Es iſt zu bedauern,
daß die Regierung bei der letzten Lohnregelung einer klaren
Entſcheidung ausgewichen iſt. Es zeigt dies vor allem auch
die bis Ende November begrenzte Befreiung von den Ar
beitsloſenbeiträgen für die Untertage-Belegſchaft, eine Maß
nahme, die allgemein wirtſchaftlich beſondere Bedenken her
vorrufen muß

Er bedauert, daß er durch die fortgeſetzt notwendig
werdenden Kündigungen der Lohnregelung immer wieder in
einen Gegenſatz zu ſeiner Arbeiterſchaft gebracht wird, weil
das heutige Regierungsſyſtem bisher jedenfalls Möglich-
keiten einer Enflaſtung insbeſondere auf dem Gebiek der
Steuern, Soziallaſten, Frachten und Zinſen nicht gezeigt
hat. Jur Erzielung einer wirkſamen ſoforkigen Selbſtkoſten
Enklaſtung bleibt ſomit zunächſt nur eine Senkung der
Löhne und Gehälter möglich.

Die Gewerkſchaftsvertreter wieſen in den Verhandlun-
gen darauf hin, daß ſie jeden weiteren Lohnabbau mit aller
Entſchiedenheit ablehnen müßten. Wenn eine weitere Sen
kung der Selbſtkoſten notwendig ſei, könne dieſe unmöglich
durch eine neue Senkung der Lohnkoſten gefunden werden.

Rokwendig ſei ſtatt einer Lohnſfenkung vor allem eine
durchgreifende Senkung der Preiſe, insbeſondere der Le
bensmittelpreiſe. Weiterhin brachten die Gewerkſchafisver
treter ihr Befremden darüber zum Ausdruck, daß die Zechen
vertreter ſämkliche Arbeitsverkräge gekündigt hätten, bevor
überhaupt ein Verhandlungsergebnis vorläg. Der Lohn
ſtreikt habe dadurch eine erhebliche Verſchärfung erfahren.

Angeſichts dieſer Haltung beider Tarifparteien erwies
ſich ein weiteres Verhandeln als zwecklos. Die Beratungen
wurden infolgedeſſen nach kürzer Dauer abgebrochen. Die
e dürften am 23. November ſtattinden.

Keine parteipolitiſche Feſtlegung.
Der Kurs der Deutſchen Kolonialgeſellſchaft.

Berlin, 18. November
Die Deutſche Kolonialgeſellſchaft teilt mit: „Jmmer

wieder taucht das von intereſſierter Seite verbreitete, von
unſeren Freunden mit Beſorgnis aufgenommene unſinnige
Gerücht von einer parteipolitiſchen Feſtlegung der Deut
r Kolonialgeſellſchaft im Sinne einer Linksſchwenkung
auf.

Wer unſere Polikik während der letzten Monate und
anſere Kundgebungen verfolgt hat, wer insbeſondere den
kürzlich erlaſſenen Aufruf unſeres Präſidenken, Gouverneur
Dr. Schnee, und ſeine Richtlinien für den kolonialen Kampf
geleſen hat, muß wiſſen, daß die Deutſche Kolonialgeſellſchaft
unbeirrk an ihrer Forderung, der Rückgabe der deutſchen
Kolonien, feſthält und daß ſie in dem Kampf um dieſes
Ziel alle Kräfte der Nation zu einen beſtrebt iſt, die im
Sinne dieſer vaterländiſchen Aufgabe mitzugarbeiten und
mikzukämpfen bereit ſind.

Erlaubnisſperre
für neu zu errichtende Schankwirkſchafken.

Eine Verordnung des Preußiſchen Miniſters des In
nern vom 13. November 1931 betr. neu zu errichtenden
Schankwirkſchaften iſt veröffentlicht worden, nach der bis
zum 1. Oktober 1934 Erlaubniſſe für neu zu errichtende
Schankwirtſchaften grundſätzlich nicht erkeilt werden dürfen.
Ausnahmen ſind nur mit Genehmigung der Regierungs
präfidenten (in Berlin des Polizeipräſidenten) zuläſſig. Die
Beſtimmungen gelten nicht für Ankräge, die bei der Er
laubnisbehörde erſter Inſtanz vor dem 1. 10. 1931 einge
gangen ſind.

Der Preußiſche Miniſter des Jnnern bemerkt in einem
Runderlaß zu der Verordnung u. a.: Die Verordnung bezieht



ſich nicht auf alle gemäß Paragraph 1 des Gaſtſtättenge
ſetzes vom 28. 4. 1930 erlaubnispflichtigen Betriebe, ſon
dern nur auf Schankwirtſchaften, auf dieſe allerdings ſämt
lich, unbekümmert um die Getränke, deren Ausſchank bean
tragt wird. Die Regierungspräſidenten dürfen Ausnahmen
nur zulaſſen, a) wenn eine neue Schankwirtſchaft anſtelle
einer vorhandenen durch deren bisherigen Jnhaber errichtet
wird, ſofern in den bisherigen Schankräumen kein weiterer
Schankbetrieb ſtattfindet; b) wenn ſich bei der Erſchließung

neuen Baugeländes, insbeſondere bei der Anlage neuer
Siedlungen, durch das Fehlen von Schankwirtſchaften au
genſcheinliche Mißſtände ergeben.

Trauerfeier für Bartels.
Die Kundgebung im preußiſchen Landtag.

Berlin, 17. November
In der Wandelhalle des preußiſchen Landtages fand

die Trauerfeier für den verſtorbenen Präſidenten des preu
ßiſchen Landtages, Friedrich Bartels, ſtatt. Den mit Roſen
e e Sarg umgab eine Fülle von Kränzen. An der

eier nahmen außer den Vizepräſidenten des preußiſchen
Landtages, das preußiſche Staatsminiſterium, Mitglieder
des Staatsrates und des Landtages teil. Die Reichsregierung
war durch Miniſter Groener, der Reichstag durch den
Reichstagspräſidenten Löbe vertreten. Ferner ſah man viele
andere Perſönlichkeiten des öffentlichen Lebens Die Trauer
verſammlung erhob ſich, als die Familie des verſtorbenen
Präſidenten den Raum betrat. Die Kapelle der Staatsoper
leitete mit dem „Marſch der Prieſter“ aus der „Zauber
flöte“ die Feier ein. Für das Präſidium des Landtages
nahm ſodann Vizepräſident Baumhoff zu einer kurzen Ge
denkrede das Wort.

Dann folgken Worte des preußiſchen Miniſterpräſiden
ken Braun, der im Namen der preußiſchen Staatsregierung
güsführte: „Unſere heutige haßerfüllte, unruhige Zeit zehrt
ſtark an den Kräften der Menſchen, die im Brennpunkt des
öffentlichen Lebens ſtehen. Selbſt unſer parlamentariſches
Leben iſt vor einer betrübenden Verwilderung nicht bewahrt
geblieben. Das ſtellt an den Präſidenten der Volksverkre-
küng oft Anforderungen, die über die Kraft eines einzelnen
gehen. Friedrich Barkels iſt dieſen ſchweren Aufgaben in
ſeltenem Maße gerecht geworden. Nun, da er von uns geht,
nehmen wir in Wehmut und Dankbarkeit Abſchied und ent
bieken ihm unſeren letzten ſtillen Gruß. Die Staatsregierung
wird dem Verſtorbenen ſtets ein ehrendes dankerfülltes Ge
denken bewahren.“

Jhren Abſchluß fand die er Wanne mit dem
Trauermarſch aus Beethovens „Eroica“. Dann wurde der
Sarg in das Krematorium Gerichtſtraße überführt, wo um
7 Uhr abends die Trauerfeier der Sozialdemokratiſchen
Partei ſtattfand.

Die NSDOAP. zur Heſſenwahl
Eine Erklärung der Parkeileitung.

Die Reichsleitung der Nationalſozialiſten veröffentlicht
eine Erklärung zu dem Ergebnis der Heſſenwahl, in der es
u. a. heißt:

„Die Landtagswahlen in Heſſen haben der NSDAP.
den erwarteten großen Sieg gebracht. Noch weit ſtärker als
bei den letzten Wahlen in Hamburg Anhalt und
Mecklenburg hat die Bewegung das Tempo ihres un
aufhaltbaren Vormarſches geſtaltet. Die ſchwarzrote Re
gierungs Koalition iſt von der NSDAP. entſcheidend geſchla
gen worden und verliert von ihren 42 Mandaten 16.

Die NSDAP. konnte ihre Skimmenzahl gegenüber der
letzten Reichstagswahl um 115 Prozent ſteigern.

Unter Berückſichtigung der weit ſtärkeren Wahlbeteili
ung hat der Geſamt Marxismus eine ſchwere Nieder
age erlitten. Gegenüber dem nationalſozialiſtiſchen Rieſen

ſind andererſeits die ſogenannten rechten bürgerlichen
Parteien zur Bedeutungsloſigkeit herabgeſunken.

Jm neuen Landtag werden die Freiheitskämpfer im
Braunhemd allein rund 40 Prozent der geſamten Mandate
repräſentieren. Wenn das Zentrum weiter gegen das
erwachende Deutſchland regieren will, wird es ſich ſeine Bun
desgenoſſen bei den Kommuniſten ſuchen müſſen. Denn in
Heſſen iſt nicht nur um die Landespolitik gekämpft worden,
ſondern die Heſſenwahl iſt in ganz beſonderem Maße die
Antwort des Volkes an den Kurs des Herrn Brüning, und
ein untrügliches Stimmungsbarometer gegen die heutige
Reichspolitik

In Heſſen hat das Volk wieder und in weit überzeu
genderer Weiſe als bisher ſchon zum Ausdruck gebracht, daß
es die Herrſchaft des Nationalſozialismus

W V r h

will. Wie lange werden noch die Kapitolswächter der Demo
kratie ſich weigern, ihre eigenen Geſetze zu vollziehen, wenn
der Wille des Volkes ſich überzeugendſt gegen ſie ent
ſcheidet

Engliſche Nottarife.
Einfuhrdroſſelung ohne Verboke.

London, 17. November.
Am Mittwoch wird vorausſichtlich die neue engliſche

Regierung dem Ankerhaus einen Geſetzentwurf vorlegen, der
dem Kabinelt weitgehende Vollmachten zurdDroſſelung der
Einfuhr geben ſoll. Das Kabinett ſoll ermächtigt werden,
Zölle bis zu 100 Prozent vorzuſchreiben, wodurch tatſächlich
ein Einfuhrverbot für beſtimmte Güter geſchaffen würde,
r daß nach außen hin Einfuhrverbote in die Erſcheinung
reken.

Die Regierung glaubt offenbar, daß ſie auf dem Wege
der Nottarife ſchneller zum Ziele kommt, und vor allen
Dingen, daß ſie damit ein beweglicheres Inſtrument in der
Hand haben wird, wenn ſich die zwar in der engliſchen
Preſſe ſehr lebhaft zutage getretenen, durch die Tatſachen
aber noch keineswegs in ſo bedrohlichem Umfange beſtätig-
ten Befürchtungen einer Ueberſchwemmung Englands mit
ausländiſchen Waren erfüllen ſollten. Auch die liberalen
Kabinettsmitglieder haben in der Kabinettsſitzung, in der
der Geſetzentwurf vorbereitet wurde, ihre Zuſtimmung zu
dem Nottarif gegeben, vielleicht in der Hoffnung, daß durch
die Vermeidung einer eng umſchriebenen Zollgeſetzgebung
doch gewiſſe Lockerungen möglich bleiben würden.

Englands Handelspolitik
Fernhaltung fremder Ferkigwaren. Wertzölle bis zu

100 Prozenk.

London, 17. November.
Der engliſche Handelsminiſter Runciman ſprach im

Unterhauſe über die Handelspolitik Großbritanniens. Er
ſtellte zunächſt feſt, daß die Kriſis trotz der Wahl weiter
hin fortdauere. Jn bezug auf das Stillhalteabkommen be
merkte er, daß wohl ſeit September einzelne Wechſel zu
rückgezahlt wurden, daß aber England bei Ablauf des Still
halteabkommens von Deutſchland immer noch ſehr große
Beträge zu erhalten habe. Wenn nicht angemeſſene Schritte
unternommen würden, würde das kommende Jahr das
ſchlimmſte ſein, das die britiſche Induſtrie je erlebt habe.

Die Regierung ſei zu dem Entſchluß gekommen, daß es
der beſte Weg ſei, um anormalen Einfuhren ſofort zu be
gegnen, das Handelsamt zur Erhebung von Wertzöllen bis
zu 100 Prozent auf gewiſſe Waren zu ermächtigen. Land
wirkſchaftliche Produkte würden davon nicht bekroffen ſein,
vielmehr würden ſich die Vorſchläge zum überwiegenden
Teil guf Ferkigwaren beziehen.

Jm weiteren Verlauf ſeiner Rede ging der Miniſter
auf die Rückwirkungen ein, die die deutſchen Re
parationszahlungen auf den britiſchen Handel und
die britiſche Jnduſtrie gehabt haben.

Die Uebernahme von ekwa 350 deutſchen Schiffen für
England ſei kakſächlich der erſte Schlag für die engliſche

Schiffsbau- Induſtrie geweſen.
Es ſeien Fehler begangen worden, für die England nun
mehr zu zahlen habe. England ſei für Reparations und
Kriegsſchuldenzahlungen in Europa als Ausgleichsſtelle be
nutzt worden. Als dann erſt einmal Gold aus Deutſch
land herausgefloſſen war, ſei das ganze deutſche Wirtſchafts
gebäude zuſammengebrochen. Kriegsſchulden- und Repara-
kionszahlungen ſeien einſeitige Transaktionen. Sie hätten
einen direkten Einfluß auf die Währung ausgeübt.

Gegen Frankreichs Politik.
Eine amerikaniſche Stimme zur Schuldenfrage.

Neuyork, 18. November.

Die Zeitſchrift „Commercial Financial Chronicle“ er
örtert die Notwendigkeit äußerſter Vorſicht bei weiteren
Finanzopfern in der Kriegsſchuldenfrage ſeitens der Ver
ehe Staaten angeſichts der Depreſſion und des Budget

efizits.
Ueberdies ſei die Schuldenerleichterung einiger alliierten

Länder ſo etwas wie eine Farce, wie namentlich der Fall
Frankreichs zeige, das bei der Verhandlung über das Schul
denabkommen ſeine Armut infolge der deukſchen Verwüſtun

Romon von Elsbefh Borcharr
15. Fortſetzung.

R
(Nachdruck verboten.)

Sie dachte viel darüber nach, auf welche Weiſe ſie ſelbſt
dieſen Wandel herbeiſchaffen könnte, und ihr Entſchluß
war bald gefaßt. Sie beſaß ja ſoviel Kraft und Ausdauer,
einen reichen Schatz an Kenntniſſen; ſollten dieſe nicht
verwertet werden können?

Mutter und Bräutigam wollten zwar anfangs nichts
von ihren Plänen wiſſen. Aber endlich fühlten ſie ſich doch
von ihren Vorſtellungen beſiegt und ſtimmten ihrem Vor
haben bei. Jlſe wollte eine Stellung ſuchen, die ihren
Kenntniſſen und Fähigkeiten entſprach. Aber leider hatte
ſie mit ihren Bemühungen zuerſt wenig Erfolg. Derartige
Stellen, die für ſie gepaßt hätten, waren ſämtlich beſetzt
und vergeben und ſo blieb ihr ſchließlich nichts anderes
übrig, als ſich um eine Stellung als Erzieherin zu be
werben.

Sie hatte zwar kein Lehrerinnenexamen gemacht,
aber, was in ihren Augen mindeſtens auf derſelben Stufe
ſtand, das Abiturium, und hoffte mit dieſem ebenſo weit
zu kommen. Wie ſehr ſie ſich in dieſer Annahme getäuſcht
hatte, mußte ſie bald erfahren. Auf ihre Bewerbungen
erhielt ſie entweder gar keine Antwort oder einen abſchlä
gigen Beſcheid, dem ſtets das Bemerken hinzugefügt war,
daß man das Lehrerinnenexamen verlange. Man hielt
alſo die Kenntniſſe einer Abiturientin für andere, als ſie an
höheren Töchterſchulen gelehrt wurden; vielleicht war man
auch engherzig genug, ſeine Kinder nicht einer Skudentin,
alſo einer emanzipierten Frau anvertrauen zu wollen.

Gegenreden und Ratſchlägen der guten Tanten ſetzte
ſie ihren alten unerſchütterlichen Gleichmut entgegen.

Sie hatte ſchon daran gedacht, Heinz das Jawort zu
rückzugeben, da ſie ihm nichts in die Ehe bringen konnte,
und er ſelbſt noch keine feſte Anſtellung beſaß, aber ſie
machte in dieſer Zeit mehr als früher die Beobachtung, daß

Auslandsgukhaben unkerhalke, daß es durch ihre Zurück
ziehung erſt Deutſchlands finanzielle Skabilität zu unker
graben vermocht habe, dann die Englands und kürzlich
gleicherweiſe ſogar die der Vereinigten Staaten bedroht habe.
Nun ſolle dieſes Land von ſeinen Zahlungen an die Ver
einigten Staaten befreit werden!

Grandi in Waſhington.
Jtaliens Mitarbeit am Allgemeinwohl.

Wäſhingkon, 18. November
Grandi gab nach dem Beſuch, den er Präſident Hoo

ver abſtattete, die Erklärung ab: Jch ſehe meinen Beſpre-
chungen mit Hoover und Stimſon mit größtem Intereſſe
entgegen. Hoovers Jnitiative im Juni war der Auftakt zu
geſteigerter diplomatiſcher Tätigkeit und zu der Auffor
derung an die Welt, daß man zu gemeinſamer Arbeit zu
ſammenkommen müſſe. Wir haben Lavals Waſhingtoner
Beſuch mit ehrlicher Anteilnahme verfolgt und betrachten
ſeine hieſigen Unterredungen als Ermutigung zu einer all
gemeinen Zuſammenarbetit.

In Sikugkionen wie der gegenwärtigen fühlt man, daß
das Heil der einen das Heil aller Nationen iſt und daß das
Unglück eines Landes nie zum Glück eines anderen aus
ſchlagen kann. Aller Länder Intereſſen ſind eng mitkein
ander verbunden. Jch bin ein Glied in dieſer Kekke und
komme hierher, um Italiens Mitarbeit zum Allgemeinwohl
anzubieken.

Jm allgemeinen wird der italieniſche Außenminiſter
bei weitem herzlicher begrüßt als ſeinerzeit Laval.

Verſtändigung mit Borah.
Im Verlauf einer Ankerredung, die 25 Minuken dau

erke, ſind der italieniſche Miniſter des Aeußeren und Se
nakor Borah zu einer vollen Verſtändigung über die Fragen
der inkernagtionalen Politik gelangtk.

Grandis Stellungnahme zu Gunſten einer Reviſion des
Verſailler Vertrages und einer Annullierung der Repara
tionen und Kriegsſchulden bildete die gemeinſame Grund
lage für den Gedankenaustauſch.

Deutſche Tagesſchau.
Stellt deutſche Landarbeiter ein!

In einer Eingabe an den Reichsarbeitsminiſter betont der
Gewerkſchaftsring, daß die Statiſtik der Reichsanſtalt für Arbeits
vermittlung und Arbeitsloſenverſicherung erkennen laſſe, daß ſelbſt
zur Zeit der beſten Arbeitsſaiſon in der Landwirtſchaft mehr als
doppelt ſo viel qualifizierte deutſche Landarbeiter arbeitslos waren,
als polniſche Wanderarbeiter zugelaſſen wurden. Der Gewerk
ſchaftsring hebt hervor, daß die Lage des landwirtſchaftlichen
Arbeitsmarktes die Zulaſſung auch nur eines einzigen polniſchen
Arbeiters nicht mehr rechtfertige. Der Reichsarbeitsminiſter müſſe
dieſem allgemeinen Standpunkt Rechnung tragen.

Ladeninhaber und „Rote Winferhilfe“.
In einer deutſchnationalen Kleinen Anfrage im Preußiſchen

Landtag wird beklagt, daß die Polizei für die Ladeninhaber, die
im Zuſammenhang mit der Sammelaktion der „Roten Winter
hilfe“ möglicherweiſe Sachbeſchädigungen ausgeſetzt ſeien, falls ſie
keine Beträge zeichneten, nur gutgemeinte Warnungen übrig habe.
Vom Berliner Polizeipräſidium wird dazu erklärt, daß die Polizei
eine amtliche Warnung vor der „Roten Winterhilfe“ erlaſſen und
die Ladeninhaber auch privat gewarnt habe. Darüber hinaus ſeien
von der Polizei alle nötigen Vorkehrungen getroffen worden, um
die Ladeninhaber vor Ausſchreitungen zu ſchützen.

Schulabbau und Gemeindefinanzen.

Der Verband der Preußiſchen Landgemeinden hat das
Staatsminiſterium gebeten, anzuordnen, daß der Abbau plan
mäßiger Schulſtellen für die Schulverbände (Gemeinden) die ſo
fortige Freiſtellung von den Beitr gen zur Landesſchulkaſſe zur
Folge hat, daß wegfallende Mehrſtellen als ſolche bei der Beitrags
berechnung berückſichtigt werden und daß die ſtaatliche Leiſtung
an Beſchulungsgeld und Ergänzungszuſchüſſen nicht etwa dadurch

vermindert wird, daß eingezogene Schulſtellen von der Zahl der
ſtaatsbeitragsberechtigten Schulſtellen abgeſetzt werden. Der Ver
band hat gebeten, dieſe Regelung notfalls im Wege der Verord

nung vorzunehmen.
Die einjährige Rüſtungspauſe in Kraft gekreten.

Genf, 17. November. Der Generalſekretär des Völker
bundes teilt offiziell mit, daß die von der letzten Völker
bundsverſammlung beſchloſſene einjährige Rüſtungspauſe in
Kraft getreten iſt, und zwar mit Wirkung vom 1. November
dieſes Jahres ab. Dem Vorſchlag haben nahezu 50 Staaten
zugeſtimmt.

m

jung und konnten warten, bis ſich die Verhältnifſe gebeſ

Von dem Bankier Römer fehlte noch itnmet jede
Spur, trotz der eifrigſten Nachforſchungen der Polizei.
Wahrſcheinlich war er ins Ausland geflohen, das ihn, wie
er ſelbſt geſchrieben hatte, nicht ausliefern würde. Von den
noch vorgefundenen Geldern wurden zwei Prozent an die
Gläubiger verteilt, eine Entſchädigung, die kaun zu rechnen
war und auf die Frau Profeſſor Römer von vornherein
zu Gunſten Aermerer verzichte. Beſonders den armen
Prokuriſten hatte es ſchwer getroffen. Er war ſtellenlos
und bewohnte mit ſeiner gleichfalls alternden Gattin ein
Manſardenſtübchen, ſich kümmerlich durchs Leben ſchlagend.
Wer wollte auch den alten Mann anſtellen, wo es jüngere
Kräfte im Ueberfluß gab und eine allgemeine Arbeits
loſigkeit herrſchte. Jlſe ging oft hin und ſuchte durch kleine
Unterſtützungen wenigſtens die äußerſte Not zu ündern.
Hierbei allein empfand ſie den Kummer über ihre eigene
Armut, die es ihr nicht geſtattete, beſſer und reicher zu
unterſtützen.

4. Kapitel.
So lagen die Verhältniſſe, als die Familie Römer mit

Heinz Waldow in ihrer Mikte eines Abends an dem Tiſch
im behaglichen Wohnzimmer ſaß. Jm Kamin brannte ein
luſtiges Feuer, denn die Sonne, die am Tage einen Vor
geſchmack vom Frühling gegeben hatte, war Untergegangen
und hatte die alte Winterkälte in den Räumen zurückgelaſ
ſein. Das Kaminfeuer aber verbreitete eine behagliche
Wärme.

Frau Profeſſor Römer und die alte Großmutter ar
beiteten fleißig an für den Hausſtand nötigen Gegenſtän
den. Jlſe ſaß mit in den Schoß verſchränkten Händen und
lauſchte eifrig auf Heinz' Bericht über die Fortſetzung des
Gelehrtenſtreites. Der unbekannte Gelehrte hatte ſeinen
Anſichten in einer neuen Broſchüre Ausdruck gegeben. Es
war eine Ankwort auf Heinz' Erwiderung, aber er wich da
rin nicht um Haaresbreite von dem einmal Geſagten ab.

Die Klingel an der Hausktür erkönte laut durch das
Haus. Jlſe horchte auf. Was oder wer konnte das ſein

Nach wenigen Minute brachte der alte Diener einen
Brief und übergab ihn Jlſe. Sie warf einen Blick auf den
Poſtſtempel und zuckte leicht zuſammen. Er kam von den
Grenzen des Reiches, aus Oberſchleſien, und auf der Rück
ſeite des Umſchlages prangte ein großes, goldenes Wappen.

Schnell ſchnitt ſie den Umſchlag auf und zog den Brief
heraus; er war mit einer großen, ſteilen Schrift bedeckt.
Sie überflog die erſte Seite und ſtieß dann einen Jabel

laut aus: „Endlich, endlich!“
„Was iſt endlich, Jlſe?“ fragte Frau Römer, die ge

ſpannt ihrer Tochter Mienenſpiel gefolgt war.
Da ſprang Jlſe auf und ſchlang beide Arme um der

Mutter Hals:
„Endlich eine Zuſage, Mütterchen, und zwar unter den

glänzendſten Bedingungen. Du weißt, daß ich mich auf ein
Jnſerat gemeldet habe. Eine Gräfin Limar auf Tworrau
achte eine Erzieherin für ihre beiden Töchter. Hier iſt die
Antwort.

Frau Römer, die über dieſe Nachricht keineswegs ſo
erfreut wie ihre Tochter war, bat ſie, den Brief vorzuleſen.
Und Jlſe begann. Der Stil war ſteif, hochmütig und von
oben herab:

„Jn Anbetracht Jhres guten Zeugniſſes will ich es
einmal mit Jhnen verſuchen, ſchrieb die Gräfin. „Auf
das Lehrerinnenexamen lege ich keinen beſonderen Wert,
wenn nur die nötigen Kenntniſſe vorhanden ſind. Jch
hoffe jedoch beſtimmt, daß ſie nichts von Jhren eman
zipierten Jdeen mit nach Schloß Tworrau bringen wer
den. Meine Kinder ſollen gemäß den Traditionen ihrer
Vorfahren erzogen werden. An Gehalt vewillige ich
Jhnen 1500 Mark und werde es, wenn Sie meinen An
ſprüchen genügen, entſprechend erhöhen.

„Fünfzehnhundert Mark!“ unterbrach Jlſe ihr Vor
leſen. Dieſe Stelle muß ich annehmen und wenn ſie in
Hinterpodolien läge.“

(Fortſetzung folgt.)



Aus der Heimat und dem Reiche.
Kemberg, den 19. November 1931

Kemberg wählt ein neues Stadtoberhaupt.
Nach dem Wegzug des Bürgermeiſter Dietze nach

Goldberg trat an die Stadtverordneten die Notwendigkeit
heran, ihm einen Nachfolger zu geben, Zahlreich liefen
auf die Ausſchreibung die Bewerbungen ein, die die Stadt
verordneten zu ſichten hatten. Jedoch nur einer kann ge
wählt werden. So ging eine Abſage nach der anderen
wieder hinaus bis 6 Bewerber übrig blieben, die in einem
Vortrage den Stadtverordneten ihr Programm entwickelten
Aber je kleiner der Kreis, je ſchwieriger wurde den Stadt
verordneten die Entſcheidung, denn bei allen wurden gute
empfehlende Seiten feſtgeſtellt, jedoch auch Seiten, die dieſen
oder jenen Stadtverordneten abhielten, ſich für denſelben
einzuſetzen. Für die Wahl wurden nunmehr nach langen
Verhandlungen drei Bewerber in die engere Wahl geſtellt,
für die ſich am Dienstag abend die Sradtverordneten ent
ſcheiden ſollten. Die Mehrheit der Stimmen erhielt der
Geſchäftsführer Alfred Gerber aus Halle, der nach erfolgter
Beſtätigung durch die Regierung und Regelung der An
ſtellungsfragen 12 Jahre die Geſchicke der Stadt leiten ſoll.
Es iſt ein verantwortungsvolles Amt, das die Stadt

werordneten einem doch immerhin unbekannten Manne in
die Hand geben. Manche ſind ſchon in dieſem Amt ge
ſtrauchelt, manche haben unter Verkennung der realen
Wirklichkeit ihre Gemeinden dem finanziellen Zuſammen

bruch entgegengeführt, manche haben es nicht verſtanden,
ausgleichend auf die auseinanderſtrebenden Meinungen ein
zuwirken. Zum Ruhme unſerer Stadtvertretung können
wir feſtſtellen, daß dem neuen Bürgermeiſter ein ſehr ge
ordnetes Gemeinweſen übergeben werden kann. An ihm
wird es liegen, es in dem gleichen Sinne weiterzuverwalten.
Keinem zur Freude, keinem zu Leide, alles für die Ge
meinde und ihre Bürger, dann wird ihm die Anerkennung
der Bürgerſchaft gewiß ſein.

Lehrerwechſel an der hieſigen Schule. Infolge Ein
ſparung einer planmäßigen Lehrerſtelle iſt Lehrer Paul
Schröter mit Wirkung vom 1. Dezember ab an die Schule
Bergwitz verſetzt. Der dortige Junglehrer Siegmann wird
auftragsweiſe hier beſchäftigt.

Die Nöte unſerer Jugend. Am Totenſonntag
kommt in den SchützenhausLichtſpielen der neue Millionen
film der Bayeriſchen Filingeſellſchaft „Das gottloſe Mädchen“
zur Aufführung. Dieſer Film, der von dem amerikaniſchen
Meiſterregiſſeuer Cecil B. de Mille gedreht wurde, bringt
die Nöte unſerer Jugend, die Kämpfe des heranwachſenden
Geſchlechts, deſſen überſchäumende Kräfte ſich gegen jede

Tradition auflehnen Dieſe große Aufgaben, die ſich
für Eltern und Kinder, für Erzieher und Zöglinge ſtets
als neues Problem aufwerfen werden hier in einer atem
raubenden Handlung formuliert. Trotz der packenden,
realiſtiſchen Darſtellung konnten die behördlichen Stellen den
hohen Wert dieſes Filmes nicht verleugnen. In einer
Sitzung vom 4. November d. Js wurde „Das gottloſe
Mädchen ausdrücklich als volksbildend anerkannt.

Haftpflicht für Mißachtung der Stkraßenpolizeiordnung.
Der ſtädtiſche Oberſekrekär W. war mit ſeinem Schwager L.
auf einem Motorrad nach Maſuren gefahren. Jn einer
Straßenkurve vor Gerdauen kam dem Motorrad, das vorſhriftomahig rechts fuhr, ein ländliches Fuhrwerk entgegen,

das der junge Landwirt N. lenkte. Die Feſtſtellungen er
gaben, daß N. vorſchriftswidrig auf der linken, d. h. auf der

ſelben Seite wie das Motorrad fuhr. Als beide Fahrzeuge
nur noch 58 Meter voneinander entfernt waren, bogen ſie
aus, nachdem das Motorrad ſeine Geſchwindigkeit auf 30
Kilometer in der Stunde ermäßigt hatte. Beide Fahrzeuge
ſtießen zuſammen. Dabei ſtürzte der Oberſekretär W. mit
dem Kopf gegen einen Baum; der Sturz hatte ſeinen Tod
Zur Folge. Die Strafkammer verurteilte den jungen Land
wirt N. zu 100 Mark Geldſtrafe, weil er durch ſein rechts
widriges Fahren gegen die Vorſchriften des Reichsſtrafgeſetz

buches und die Sträßenpolizeiverordnung vom 17. Dezem
ber 1926 verſtoßen und den tödlichen Unfall herbeigeführt
habe. N. habe nicht ſorgfältig auf den Weg geachtet, ſei auf
der falſchen Straßenſeite gefahren, habe ſich oft umgeſehen
und ſei dann zu ſpät nach der richtigen Straßenſeite abge
bogen. N. habe das Motorrad ſchon in einer Entfernung
von 90 Metern ſehen können, hätte mithin ſchon früher nach
der rechten Straßenſeite abbiegen müſſen. N. habe grob
fahrläſſig gehandelt und den Tod des Oberſtadtſekretärs

W. herbeigeführt, indem er beim Führen ſeines Fuhrwerks
die erforderliche Sorgfalt außer acht gelaſſen habe. Dieſe
Entſcheidung focht N. ohne Erfolg durch Reviſton beim Kam
mergericht an, das die Reviſion als unbegründet zurückwies.

Friſtloſe Löſung von Lehrverkrägen im Konkursfalle.
Mit Urteil vom 13. Juni 1931 Nr RAG. 672/30 hat ſich das
Reichsarbeitsgericht der Auffaſſung angeſchloſſen, daß der
8 22 der Konkursordnung, betreffend die vorzeitige Löſung
von Dienſt und Arbeitsverträgen im Konkursfälle, ſinn
gemäß auch auf die Lehrverträge Anwendung findet, ſo daß
nach Anſicht des Reichsarbeitsgerichts wegen des Fehlens
geſetzlicher Kündigungsfriſten für Lehrverträge an die Stelle
der „geſetzlichen Kündigungfriſt“ im Sinne des S 22 der Kon
kursordnüng die friſtloſe Kündigung tritt. Dementſprechend
kann alſo im Konkursfalle über das Vermögen des Lehr
herrn nach Anſicht des Reichsarbeitsgerichts der Konkurs
verwalter die von dem Konkursſchuldner vor der Konkurs
eröffnung abgeſchloſſerten Lehrverträge friſtlos aufkündigen.

Verbotener Vertrieb von Loſen. Neuerdings ver
ſucht die Firma E. E. Regall in London EC. 2. 61 Cheap
ſide, Loſe der Pferderennen Lotterie „Jriſche Sweepſtake“
an Staatliche LotterieEinnehmer, vermutlich auch an Lot
teriegeſchäfte, zum Weiterverkauf anzubieten Ferner läßt
die Brooms Jnternational-Sports Aſſociation Handels
AG., Sitz DanzigZoppot, Privatperſonen im Deutſchen
Reiche Angebote zum Bezuge von Losabſchnitten für das
Engliſche Derby 1982 zugehen. Die Polizei warnt vor die
ſen Lokterien, da ſich nicht nur der Verkäufer, ſondern auch
der Spieler ſtrafbar macht.

Düben.
Ein Zuſammenſtoß zwiſchen zwei Perſonenkraftwagen er
eignete ſich geſtern vormittag 10 Uhr auf der Flutbrücke.
Als der Kraftwagen des Dr. Rech aus Böhlitz-Ehrenberg
die Brücke von Wellaune her paſſierte, verſuchte ein ent
gegenkommendes Auto unbekümmert um die Verkehrstafel,
die dem zuerſt einfahrenden Fahrzeug das Vorfahrtsrecht
gibt, vorbeizugelangen. Dabei

(Autozuſammenſtoß auf der Muldenbrücke)

des erſtens Wagens und beſchädigte ihn nicht unerheblich
Der Wagenführer, ein Braſilianer namens Eduard Berirg,
hatte, wie ſich bei der polizeilichen Unterſuchung heraus
ſtellte, das Warnungsſchild am Brückeneingang nicht leſen
können, weil er die deutſche Sprache nicht beherrſchte Seine
Mitfahrerin, eine Gräfin Regis aus Olivera, leiſtete dem
Eigentümer des beſchädigten Wagens bereitwillig den ver
langten Schadenerſatz in Höhe von 400 RM.

Wellaune, 16 Nov. (Schuß durchs Fenſter.) Am
Freitag abend gegen 7 Uhr hörten die Bewohner des Hauſes
Delitzſcher Straße 24 einen lauten Knall, konnten aber die
Urſache nicht feſtſtellen. Erſt Sonnabend abend entdeckte
der Maler W, daß ſich im Stubenfenſter und dem davor
befindlichen Holzrollo ein Loch befand, das nur von einem
Schuß herrühren konnte. Bei den am Sonntag angeſtellten
Ermittlungen des Oberlandjägers K. fand ſich auch wirk
lich auf dem Fußboden eine 9mmTeſchingkugel. Man
iſt dem gefährlichen Schützen auf der Spur

Köthen, 14. November. „Es geht alles nach der
Reihe!““ Es waren wohl acht oder neun Altrentner ver
ſammelt, die der Einladung der Herbſtſonne Folge geleiſtet
und ſich auf einer Bank im Park verſammelt hatten. Einer
von ihnen hielt eine ſchwung- und humorvolle Rede an
ſeine andächtigen Zuhörer über „Politik“. Keiner wagte
zu unterbrechen, doch plötzlich wurde es einem zu viel:
„Nun hör mal auf! Du brauchſt dich gar nicht ſo anzu
ſtrengen, das kommt alles ſo, wie das kommen ſoll, paß
mal auf“, und er nahm ſeinen Krückſtock und ſchrieb in den
Sand, wie ſeinerzeit der Alte Fritz nach der Schlacht bei
Kolin, das Wort: „Krieg“. „So, nun guckt mal alle
hin. Das K ſtreichen wir durch, das heißt „Krieg“, den
haben wir gehabt. Dann kommt der nächſte Buchſtaber,
den ſtreichen wir durch, das heißt nämlich „Revolution“,
und die haben wir auch gehabt. Dann kommt i, ſtreichen
wir auch durch, das heißt „Inflation“, haben wir auch ge
habt. Dann kommt e, das heißt „Erwerbsloſe“, die haben
wir jetzt, und wenn wir die los ſind, dann kommt g, das
heißt „gut“ und bedeutet „gute Zeiten“, und daß ſie bald
kommen, darauf könnt ihr euch verlaſſen, denn ihr ſeht ja,
es geht alles nach der Reihe.“

Gräfenhainicher Erwerbsloſe vor dem Schöffengericht.
Halle. Vor dem Schöffengericht Halle begann am Mon

tag eine Verhandlung gegen 23 Erwerbsloſe aus Gräfen-
hainichen, die wegen Aufruhr, Landfriedensbruch, Kör
perverletzung, Beleidigung und Nötigung angeklagt waren.
Am 21. Mai d. J. war in Gräfenhainichen eine Erwerbs
loſenverſammlung einberufen worden, um zu den Abzügen
Stellung zu nehmen, die das dortige Wohlfahrtsamt bei den
Erwerbsloſen vorgenommen hatte. Jm Anſchluß an dieſe
Verſammlung, die ſehr aufgeregt verlief, begaben ſich 250
Perſonen nach dem Rathaus, wo ſie aber keinen der verant
wortlichen Magiſtratsmitglieder antrafen. Hierauf begab ſich
ein Teil der Demonſtränten zu dem Magiſtratsaſſeſſor
Schirmer, den ſie erſuchten, die Maßnahmen des Magiſt-
rats vor den Erwerbsloſen zu rechtfertigen. Auf dein Wege
nach dem Verſammlungslokal wurde der Aſſeſſor gemiß
handelt. Drei andere Erwerbsloſe ſuchten den Bürgermeiſter,
der krank zu Hauſe lag, in ſeiner Wohnung auf. Als er
ihnen die Erklärung abgab, daß die Kürzungen wieder rück
gängig gemacht werden, begaben ſie ſich wieder zurück.

Von den Angeklagten behaupten nunmehr die meiſten,
ſie ſeien damals durch Zufall unter die Demonſtranten ge
raten und hätten ſich entweder gar nicht oder nur in har
loſer Weiſe an den weiteren Ausſchreitungen beteiligt. Für
die Gerichtsverhandlung ſind drei Tage vorgeſehen.

Polizeikommiſſar wegen Beleidigung vor Gericht.
Witkenberg. Ein früherer Polizeikommiſſar aus

Schmiedeberg ſoll den preußiſchen Miniſterpräſidenten
Braun, den preußiſchen Innenminiſter Severing ſowie
Beamte der Wittenberger und Schmiedeberger Poüizei in
einer nationalſozialiſtiſchen Verſammlung öffentlich beleidigt
haben. Am heutigen Dienstag hat er ſich deshalb vor dem
Wittenberger Schöffengericht zu verantworten

Das Schickſal der Kaliwerke.
Aſchersleben. Wie die Verwaltung der Kaliwerke mit

teilt, haben weitere Verhandlungen über die Wiederaufnahme
des Aſchersleber Kalibetriebes nicht ſtattgefunden, da die
Situation infolge des nachlaſſenden Kaliabſatzes völlig un
überſehbar geworden iſt. Der Abſatzrückgang bis 31. Oktober
d. J. in ſchwefelſaurem Kali, der vornehmlich vom Werk
Aſchersleben produzierten Salſorte, beträgt gegenüber dem
Vorjahr nicht weniger als 34 Prozent. Da auch für das

Jahr 1932 mit einem Nachlaſſen der Abſatzſchwierigkeiten
nicht zu rechnen iſt, könne eine baldige
Betriebes nicht in Ausſicht geſtellt we
leber Salzſchuppen noch erhebliche
könne nicht geleugnet werden,
verhältniſſe aller Wahrſ nach ſogar einen Zwang
zur Abgabe der Aſchers e und zur Aufgabe des
Betriebes Aſchersleben ausüben werden.

Die beiden Kinder mik Gas vergiftek.
Dölau bei Halle. Jn der Nacht zum Dienstag hat ſich

in Döhlau eine furchtbare Familientragödie abgeſpielt. Als
die Schwiegermutter des Maurers Focke Dienstag morgen

Uhr deſſen Wohnung betrat, nahm ſie ſtarken
wahr. Focke hatte den Gashahn geöffnet, um mit

in aus dem Leben zu ſcheiden.
zwölfjähriges Mädchen und ein vier-

g en tot in ihren Betten aufgefunden,
während der 9 s Leben zurückgerufen werden konnte.
Er wurde ins nhaus übergeführt. Focke dürfte aus
Verzweiflung über den Verluſt ſeiner Frau die Tat begangen
haben.

Wiederaufnahme des
en, zumal die Aſchers

äte enthalten. Es
erten Abſatz

Uberfall auf einen Reichswehrgefreiten.

Querfurt. Der Reichswehrgefreite Bork vom Jnf.
Regt. 11 in Leipzig wurde auf dem Wege von Querfurt nach
Lodersleben von drei Männern überfallen, von denen einer
zwei Schüſſe auf ihn abgab, die jedoch ihr Ziel verfehlten.
Der Gefreite wehrte ſich mit ſeinem Seitengewehr und es
gelang ihm, die Angreifer in die Flucht zu ſchlagen. Eine
Ergreifung war bisher nicht möglich.

Schönebecker S. A. Heim polizeilich geſchloſſen.

Schönebeck (Elbe). Die wiederholten politiſchen Aus
ſchreitungen in Schönebeck haben dazu geführt, daß auf Ver
ordnung des Polizeipräſidenten das S.-A.- Heim in Schöne
beck geſchloſſen worden iſt. Die Schließung ſtützte ſich auf 87
der Notverordnung vom 9. Oktober 1931, wonach dann, wenn
Befürchtungen vorliegen, daß wenn Heime als Verhandtieß es gegen den Kotflügel ſungsſtätten und Stüßpunkte kür Gewaltmaßsnabmen dienen

deren Schließung angeordnet werden kann. Dieſe Schließung
des S.A.Heims in Schönebeck bedingt auch, daß die von
der NSDAP. durchgeführte Speiſung aus der Hilfsküche
des S.A.Heims eingeſtellt werden muß.

Sachſfens Handwerk für Abbau der Regiebekriebe.

Dresden. Angeſichts der raſch zunehmenden Wirt
ſchaftskriſe hat der Landesausſchuß des Sächſiſchen Hand
werks ſich erneut an das Sächſiſche Geſamtminiſterium und
Wirtſchaftsminiſterium gewandt, damit wirkſame Maß
nahmen, gegebenenfalls im Nokverordnungswege, gegen die
regie wirtſchaftlichen Betriebe bei Staat und Gemeinden,
gusgenommen die ſogenannten Verſorgungsbetriebe, getrof
fen werden. Jn einer Zeit, wo zahlloſe Gewerbeunterneh
mungen den wirtſchaftlichen Untergang täglich vor Augen
ſähen, ſei der ſofortige Abbau der erwerbs wirtſchaftlichen
Betriebe der öffentlichen Hand eine volkswirtſchaftliche Not
wendigkeit; und zwar beſonders im Jnntereſſe einer Geſun
dung der öffentlichen Finanzen, weil Regieunternehmen
aller Art die Leiſtungsfähigkeit der privaten Wirtſchaft zer
rütten und damit auch die Steuerquellen verſtopfen. Ein
zaghaftes Vorgehen ſei nicht mehr am Platze. Endlich müßten
die Behörden in Reich, Ländern und Gemeinden einſehen,
daß ſie mit dem Untergang des gewerblichen Mittelſtandes
auch ſelbſt aufs höchſte gefährdet ſeien.

Cholerafälle im Crimmitſchauer Krankenhaus?
Crimmilſchau. Nach einer Mitteilung des Stadtrats

wurde am 5. November in das Crimmitſchauer Kranken-
haus aus Frankenhauſen ein Patient mit Choleraverdacht
eingeliefert; er ſtarb in der darauffolgenden Nacht unter
verdächtigen Erſcheinungen. Es wurden ſofort die nötigen
Abſperr und Vorſichtsmaßregeln getroffen. Außerdem
wurde Material zur Unterſuchung an das Pathologiſche Jn
ſtitut des Krankenſtifts Zwickau und an das Landes und
Reichsgeſundheitsamt geſandt. Das Ergebnis der Sektion
und der Unterſuchungen beſtätigte den Choleraverdacht nicht.
Einige Tage nach der Einlieferung des Patienten erkrankte
die Schweſter, die ihn gepflegt haätte, unter ähnlichen Er
ſcheinungen. Auch in dieſem Fall wurden die gleichen Vor
ſichts und Unterſüchungsmaßnahmen ergriffen wie im erſten
Fall. Die Sperre wurde vorſichtshalber länger aufrecht
erhalten, aber am Sonnabend aufgehoben. Die bakterio
logiſchen Unterſuchungen hatten auch im zweiten Fall ein
für Cholera negatives Reſultat. Die Schweſter iſt auf dem
Wege der Wiederherſtellung. Weitere Kranke mit ähnlichen
Krankheitserſcheinungen ſind dem Krankenhauſe nicht zuge
führt worden. Worauf die Erkrankungsfälle zurückzuführen
ſind, iſt noch nicht geklärt.

Die Betrügereien bei der Ortkskrankenkaſſe in Düſſel
dorf. Vor der Kriminalpolizei hat ein Düſſeldorfer Dentiſt,
der wegen Betrügereien zum Schaden der Allgemeinen
Ortskrankenkaſſe feſtgenommen worden war, das Geſtänd
nis abgelegt, durch fingierte Rechnungen von der AOK.
Geld ohne die entſprechenden Leiſtungen eingezogen zu
haben. Er wurde darailfhin dem Richter vorgeführt, der
ſeine ſofortige Verhaftung anordnete. Ferner wurden noch
drei Dentiſten wegen dringenden Verdachts feſtgenommen
durch fingierte Rechnungen ähnliche Betrügereien an der
S Ortskrankenkaſſe in Düſſeldorf begangen
zu haben.
Finanzierung der Erwerbsloſenhilfe

Von Arbeitgeberſeite. werden jetzt Zahlen über die
Lage der Erwerbsloſenhilfe verbreitet, die eine zuſammen
faſſende Geſamtüberſicht geben und die nach den bisher be
kanntgewordenen einzelnen Daten im weſentlichen zutreffen
dürften. Die Situation der drei verſchiedenen Zweige der
Erwerbsloſenhilfe ſtellt ſich danach folgendermaßen dar:

L

Der Geſamtumfang der Arbeitsloſigkeit für den
Zeitraum der kommenden ſechs Monate wird im Durch
ſchnitt mit 5,8 Millionen geſchätzt (der Höchſtſtand im Fe
bruar mit 6,5 Millionen eingeſetzt) Man rechnet weiter da
mit, daß 16 Prozent aller Erwerbsloſen keine Unterſtützung
erhalten werden. Es blieben alsdann 4,85 Millionen Un
terſtützungsbedürftige übrig, und zwar im Durchſchnitt der
v Monate dieſes Winters. Von ihnen hätten ſchätzungs
weiſe

die Arbeitsloſenfürſorge
die Kriſenfürſorge
die Wohlfahrtsfürſorge

zu betreuen
II

Der Geſamtaufwand für die ſechs Wintermonare
wird mit 1785 Millionen Mark eingeſchätzt. Der Verwal
tungsaufwand, der in dieſer Summe enthalten iſt, würde
dabei (einſchließlich der Koſten für Arbeitsvermittlung, Not
ſtandsarbeiten uſw.) 165 Millionen in allen drei Zweigen
betragen An reinen Unterſtützungsſätzen wären alſo insge
ſamt 1620 Millionen Mark aufzubringen und zwar:

in der Arbeitsloſenverſicherung 563 Millionen
in der Kriſenfürſorge 571 Millionen
in der Wohlfahrtsfürſorge 486 Millionen

III

Der Etat der Arbeitsloſenverſicherung dürfte durch die
jüngſten Einſparungen im weſentlichen ausgeglichen ſein.
Der Bericht hebt hervor, daß es ſich dabei jedoch wie ge
rade auch von uns wiederholt hervorgehoben gerade in
letzter Zeit teilweiſe nicht um echte Einſparungen, ſondern
nur um Erleichterungen für die Reichsanſtalt zu Laſten der
beiden anderen Fürſorgezweige gehandelt habe. Schon bei
der Kriſenfürſorge iſt die Situation weſentlich un
gewiſſer, da die Koſtendeckung hier vom Steueraufkommen
und vom pünktlichen Eingang des Gemeindeanteils an den
Koſten abhängig iſt. Am wenigſten geklärt iſt die Situation
in der Wohlfahrtsfürſorge, die ganz auf den Schultern der
Gemeinden laſtet, von denen ſich ja nicht wenige in beträcht
lichen Schwierigkeiten befinden. Selbſt unter Berückſichti
gung der vom Reich bereitgeſtellten Mittel und der von den
Städten ſchon getroffenen Sparmaßnahmen wird das De
fizit der Wohlfahrtsfürſorge für das laufende Etatsjahr noch
immer auf etwa 400 Millionen Mark geſchätzt

1,62 Millionen
1,7 Millionen
1.5 Millionen

Neue Löhne für Mitteldeutſchlands kommunale Forſtarbeiter.
Jn Verhandlungen zwiſchen dem Mitteldeutſchen Arbeit

geberverband öffentlicher Verwaltungen und Betriebe e. V.
und den beteiligten Gewerkſchaften ſind die Löhne der bei
den Mitgliedsverwaltungen beſchäftigten Forſtarbeitern mit
Wirkung ab 1. November 192t neu feſtgeſetzt worden. Nach

der neuen Lohnregelung ermäßigen ſich die Spitzenlöhne der
männlichen Forſtarbeiter des Landesforſtamtes Braun-
ſchweig und des herzoglichen Oberſorſtamtes Blanken-
burg um 5s Pfennige und die Spitzenlöhne der männlichen
Forſtarbeiter der kommunalen Forſten Mitteldeutſchlands
um 4 Pfennige ſtündlich. Das neue Lohnabkommen kann
mit vierwöchiger Friſt erſtmalig zum 31. März 1932 gekün-
digt werden.



Aeffenkliche itzung der 5kadtverordneten

am 17. November 1931.
Anweſend ſind 4 Magiſtratsmitglieder und 11 Stadt

verordnete. Der Zuhörerraum iſt voll beſetzt.
I. Verleſung der letzten Niederſchrift. Dieſe erfolgt

ohne Einwendungen
2. Kenntnisnahmen: a) von einem Vertrag mit der

Autolinie Anders, nach dem dieſe berechtigt iſt, im Sommer-
halbjahr die Strecke Schmiedeberg Ogkeln Kemberg zu
befahren, b) von der Ueberweiſung der Kreisbeihilfe in
Höhe von 1795,26 RM für die Straßenbauarbeiten an
der Dübener Straße, c) von der Ueberweiſung der Bei
hilfen für die Pflaſterung in der Leipziger Straße von
der Provinz 3564,75 RM und vom Kreis 9333, RM,
ch) von Kaſſenprüfungen, die ohne Einwendungen erfolgen.

3. Strompreiſe. Einem oft geäußerten Wunſche ent
ſprechend wird von dem Elektrizitätsausſchuß eine Er
mäßigung vorgeſchlagen, die ſich auf alle Stromabnehmer
erſtreckt. Die Staffelung ſieht folgende Ermäßigungen
vor bis 200 Kw. 29, 201 400 49, 401 600 699,
601——800 8 801 und mehr 10 Verrechnung Jahres
ende. Die Mindereinnahme beträgt 1100 RM für das Werk.
Der Magiſtrat ſteht auf dem Standpunkt, daß dieſe Berech
nungsart eine größere Mehrarbeit verurſacht, daß die kleinen
Stromabnehmer keine ſpürbare Entlaſtung erfahren (pro Kw.
o Pfg.), daß ferner dem Gewerbetreibenden viel mehr gedient
iſt, wenn er jeden Monat weniger zu bezahlen braucht, denn
die aufzubringenden Gelder fehlen eben jeden Monat. Aus
dieſem Grunde ſchlägt er folgende Staffelung vor: bis
200 Kw. 45 Pfg. je Kw, von 201—500 42 Pfg, von
501-—800 37 Pfg. von 801 1000 30 Pfg. über 1000
21 Pfg. Nach dieſem Vorſchlage würde eine Minderein-
nahme von 2157 RM entſtehen. Der 3. Vorſchlag, Her
abſetzung des Preiſes auf 40 Pfg. würde einen Einnahme-
ausfall von 3600 RM bedeuten. Von den Stv Quinque,
Ludwig, Schulze, Jäckel, Raeke und Sen. Nitzſchke wird
für den Vorſchlag 1 geſprochen, weil damit allen eine kleine
Ermäßigung zuteil wird und weil das Werk jetzt wieder
eine größere Ausgabe zu leiſten hat. Beigeordneter Kolbe
und Sen Schäfer ſprechen für den Magiſtratsvorſchlag,
der dem um ſeine Exiſtenz ringenden Gewerbe die größere
Hilfe bringe. Der Magiſtratsvorſchlag wird abgelehnt,
der Vorſchlag 1 der Kommiſſion einſtimmig angenommen
Weiterhin wird beſchloſſen, von der Stadt eine Pauſchal-
gebühr von 2000 RM zu erheben für Beleuchtung der

ſtädtiſchen Gebäude und der Straßen.
4. Erweiterung der Elektrizitätsanlage. Nachdem das

Sachverſtändigengutachten eingeholt iſt, iſt mit den Arbeiten
begonnen. Die Lieferung des Transformators iſt der Fa.
Bergmann zum Feſtpreiſe von 8600 RM übertragen, der

Bau des Transformatorenhauſes an den Mindeſtfordernden
für 742 RM, das Legen des Kabels an den Straßen und
Tiefbau Unternehmer Galander für rund 800 RM. vergeben.
Die Geſamtkoſten der Anlage belaufen ſich auf 12——13000
RM. Stv. Heßler beantragt, daß die Pflaſterarbeiten ſorg
fältig gemacht werden ſollen. Auf dem Markt ſei bereits
eine Senkung des Pflaſters eingetreten, während dieſer
Mangel in der Leipziger Straße beim Legen des Poſt
kabels nicht eingetreten ſei. Stv. Quinque regt an, für
die Erdarbeiten Kemberger Ausgeſteuerte zu verwenden.
Er hätte gehört, daß Galander nur kräftige Leute einſtellen
will. Sen. Nitzſchke erklärt, daß in dieſem Sinne bereits
entſchieden iſt. Die Verſammlung bewilligt die Koſten.

5, Verpachtung der Dreiteichwieſen. Die Verpachtung
hat einen Erfolg von 408, Mk. erbracht, weſentlich we
niger als bisher, jedoch noch über den Vorkriegsertrag. Die
Verſammlung erteilt den Zuſchlag. Die Parzellen 2 und
3 werden K. Quinque und Schieke zum Preiſe von je 15,
Mk. verpachtet.

6. Beihilfe zur Inſtandſetzung der Kirche. Vom Ge
meindekirchenrat wird eine Beihilfe von 2—3000 Mk. er
beten. Der Magiſtrat ſchlägt 2000 Mk. vor, weil unſere
Kirche unter Denkmalsſchutz ſteht und eine der ſchönſten
der Provinz iſt. Außerdem bleibt der größte Teil der
Baukoſten in Kemberg. Stv. Quinque ſpricht als grund
ſätzlicher Gegner gegen die Bewilligung. Er hält es nicht
für notwendig, in dieſer ſchweren Zeit einen derartigen Bau
vorzunehmen, ihm ſei es gleich, ob die Kirche unter Denk
malsſchutz ſtehe oder nicht. Wo jetzt ſo große Not ſei,
wäre es Wahnſinn, von der Gemeinde Geld zu bewilligen.
Die Anträge auf Hilfe für Notleidende (Volksküche uſw.)
ſeien immer noch nicht erledigt. Sen. Beſigk ſpricht für
die Bewilligung, fordert aber, daß alle Arbeiten, die irgend
wie von Kemberger Handwerkern gemacht werden können,
dieſen auch übertragen werden und nicht wie bei der Fenſter
erneuerung der Auftrag nach auswärts geht. Mit 8 Stimmen
werden 2000 Mk. bewilligt.

7. Holzeinſchlag 1931/32. Die Konjunktur auf dem
Holzmarkt hat ſehr nachgelaſſen. Während 1930/31 noch
rund 30000 Mk. Einnahmen waren, kann für 1931/32
nur mit 12-13000 Mk. gerechnet werden, weil kein Abſatz
in Bau und Gruübenholz möglich ſei. Es ſollen daher nur
Durchforſtungen vorgenommen werden. Die Verſammlung
iſt damit einverſtanden.

8. Beſetzung der Kämmereikaſſen-Rendantenſtelle. Nach
Penſionierung des bisherigen Rendanten Miſchke hat der
Magiſtrat den Aſſiſtenten W. Hornauer gewählt. Die Ver
ſammlung erklärt ſich einverſtanden. Die Beſoldungsfrage
iſt einem ſpäteren Beſchluß vorbehalten.

9. Bürgermeiſterwahl. Zur Geſchäftsordnung ſtellt Stv.
Quinque den Antrag, die Wahl zu vertagen, damit auch

dem erkrankten Stv. Richter die Möglichkeit der Stimm
abgabe erhalten bleibt. Dem ſchließt ſich Stv. Knak an,
da die Wahl auf Meſſers Schneide ſteht und außerdem
der Anſtellungsvertrag noch nicht beraten iſt. Beigeordneter
Kolbe erklärt, daß auch mit Bürgermeiſter Dietze kein Ver
trag abgeſchloſſen ſei. Sen. Schäfer und die Stv. Raeke
und Ludwig erklären, daß erſt nach erfolgter Wahl ein
ſolcher aufgeſtellt werden könne, da bei jedem Bewerber die
Bedingungen anders liegen. Weiterhin würde ſich der Be
zirksausſchuß erſt nach erfolgter Wahl zur Beſoldungsfrage
äußern. Der Vertagungsantrag wird mit 8 Stimmen ab
gelehnt. Für die nun folgende Wahl werden 11 Stimmen
abgegeben. Es entfallen

auf Geſchäftsführer Gerber- Halle 6 Stimmen,
auf Oberſtadtſekretär Haſſe-Kemberg 2
auf Stadtſekretär Kraft Wittenberg 2
Unbeſchrieben 1 Stimmzettel.

Als Bürgermeiſter iſt demnach im erſten Wahlgang Ge
ſchäftsführer Alfred Gerber aus Halle gewählt.

10. Stv. Ludwig erſucht den Magiſtrat, die Anſtellung
eines zweiten Nachtwächters vorzunehmen, dem ſich auch
Stv. Gärtner anſchließt. Dabei wird in Erwägung ge
zogen, ob der Poſten des Friedhofswärters nicht von dem
Amt des Nachtwächters getrennt werden könne. Stv. Knak
hält dies nicht für möglich, da die Einkünfte zu niedrig
ſeien. Allgemein iſt die Anſicht, daß der Poſten des Nacht
wächters an und für ſich noch eine kleine Nebenbeſchäfti
gung vorausſetzt. Gewünſcht wird aber allerſeits, daß die
Nachtwächter ordnungsgemäß ihres Amtes walten ſollen.

11. Vom Gemeindekirchenrat wird mitgeteilt, daß in
Kürze die Beſetzung der Pfarrſtelle wieder erfolgt. Aus
dieſem Grunde wird der Ausbau des Diakonats vorge
ſchlagen, in dem neben Vorrichtung der Zimmer Einbau
einer Waſſerleitung, Jnnenkloſett und Baderaum empfohlen
wird. Stv. Knak ſchätzt die Koſten auf 34000 Mk. und
lehnt die Bewilligung glattweg ab. Es ſollen erſt die
Eigentumsverhältniſſe an dem Grundſtück geklärt werden.
Dem ſchließen ſich alle Stadtverordneten an. Beigeordneter
Kolbe erwähnt hierbei, daß dieſe Frage ſchon lange auf
geworfen ſei, allerdings habe ſich die Gemeinde Gommlo
zur Tragung der Hälfte der Koſten berejt erklärt.

Hierauf geheime Sitzung

Die Medaille der Reichsregierung an Kathreiner ver
liehen. Die Hygienegausſtellung in Dresden iſt geſchloſſen. Un
endlich viel hat ſie uns gezeigt, unendlich viel haben wir in dieſen
zwei Sommern geſehen und gelernt. Auf allen Gebieten der
Wiſſenſchaft vom Menſchen. Als wichtigſtes vielleicht, daß Milch,
die bekanntlich ziemlich ſchwer verdaulich iſt, ſtets mit Kathreiner,
dem KneippMalzkaffee, gemiſcht werden ſoll. So wird ſie nämlich
dreimal leichter verdaut. Die höchſte Auszeichnung, die überhaupt
vergeben werden konnte, die Medaille der Reichsregierung, wurde
Kathreiner verliehen verdientermaßen, muß man ſagen

Nutzholzverkauf
der Oberförsterei Tornau bei Düben a. d. M. am 9. Dezember [931 a S e

Jag. ieb) Kie: S Langh. I. S 16 im,2a 92 fm, 2b 196 in 3a 190 fm, 3b 140 fm, 4a 68 fm, 4b u.
5 19 fm; 297 Stck. Abſchn. b 9 fm, 2a 18 fm, 2b 29 fm, 3a

ab [0 Uhr im Heicdekrug in Tornau (Neuer Einſchlag
Grenzhaus, Jag. 96a (Kahlhieb) Kie: 592 Stck. Langh

38 fin, 3b 33 km, 4a S 20 fm, 4b 9 fm.
Berichtigung vorbehalten. Das Holz iſt ea. 188jährig.

Beſtellung bis zum 27. Nov., Verſand am 29. Nov.
Aufmaßliſten bei

Schlachte

und verkaufe ab
Sonnabend früh 8 Uhr
Kochfleisch Pf. 65 Pfg.

9000009900000000008000 Schmorſleisch Pf. 75 Pfg.
Zum Totensonntag
empfehle

in Papier und Wachs

Kranzauflagen

Statice, weiß und farbig
Pilze Hagebutten Ilexbeeren
Schneebeeren Schlehen Eicheln
Mohnköpfe Rauhkarden Zapfen
in verschied. Größen Islandmoos

Steck- und Wicekeldraht

häämsülaehe Blumen
Capblumen, Nelken, Chrysanthemen
Dahlien, Rosen, Bronze-Rosen, See-
rosen, Callas, Camelien, Päonien,

Eichenlaub, Buchenlaub, Magnolienblätter, Lorbeerblätter,

Cycaswedel, Arecawedel, Adlerfarne, Alpenfarne, Ruskus.,

Papier-, Schirting- u. Atlasband sowie fertige Schleifen.

Günstigste Bezugsquelle
für Kranzhbindereienm

Rich. Arnold, Kemberg, Markt
2

Otto Flemmägy, Mittelſtraße 2

Ein Kinder Wagen
faſt neu, billig zu verkaufen

Bergwitz, Lindenſtr. Nr. 45
Dſiſſüdiinninninnnnnnnnnnmmnne-

Wermutwein Ltr. Mk.
Frucht Doktor Ltr. 0,95 Mk.

Tarragona tr. l,30 M.Ferner
JSamos I Ltr. 1,40 M.
Malaga a Ltr. 50 Mk.
Pepsinwein Ltr. Mk.

Sontag ghonas halb 9 Uhr
Das grobe Filmereignis, welches für jeden ein gewaltiges

Das goltleose Mädchen
Der nicht zu übertreffende Meisterfilm des genialen Re-
gisseurs Cecil B. de Mille:
Spannung aus einer amerikanischen Erziehungsanstalt,
der Sturz im Treppenhaus, die gefährliche Flucht, die
Verfolgung mit Spürhunden und Gewehren, der Brand
des riesigen Anstaltsgebäudes, eine Reihe von atem-

Ein gewaltiger Millionenfilm

Außerdem Beiprogramm

Erlebnis bedeutet

Ein Film von unerhörter

raubenden Ereignissen!
12 Riesenalte

Niemand versäume diesen Film
Keine erhöhten Preise

franzhrantwein Ltr. 1,80 M.
(ohne Flasche)

bei Ruclolf Huhn
SMMGGBXDGEBBXBBXXIIE

Spielkarten

Falle

heſchen gebe

empfiehlt Richard Arnolck Mherege ersrer

5 2 e rlschias Gieht unch

Rheumatismuskranken hteile ich gern gegen 15 Pfg. Rück- h er
porto sonst kostenfrei mit, wie

e e99909

1932
eingetroffen bei

Delitzſcher Hauskalender
Lahrer hinkender Bote

Jlluſtr. Haus- und Familienkalender

Richard Arnold, Kemberg
Leipziger Straße und Markt

freit wurde
J. Stieling, Kantinenpäehter,
Frankfurt Oder 130, Jüdenstraße 6

ich vor Jahren von meinem Jedes Heft
schweren Ischias- und Rheuma- über 100 Seüen
leiden in ganz kurzer Zeit be- Preis nwl, 50

Besug durch Buch ar

da
Für die uns zu unserer Silber-
hochzeit erwiesenen Aufmerk-
samkeiten danken wir hier-

durch herzlichst.
Kolonie Gniest im November 1931 0

Os Wald Hanke und Frau

n 0 9 9 0 0 in geſchmackvoller Ausführung empfiehlt

Zum Totenſonntag
gedenkt der Toten!

Grabschmuek
Richard Franz, Gärtner

Redaktion, Druck und Verlag: Richard Arnold, Kemberg Fernſprecher Nr. 203
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